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Mitteilungen des BDI

Hilfe zum Leben statt Hilfe
zum Sterben

So lautet der Titel einer Erklä-
"ns der „Ärzte in Ehrfi4rcht vor
de" £ebc#", in wdcher die Kol-
1eginnen und Kollegen vor den
Konsequenzen  eines  rechtlich
sowiezukünftigggf.auchberufs-
rechüichlegalisiertenärztlichas-
sistierten Suizides warnen.

Um  die  Einwände  der  Kol-
legen einordnen zu können,  ist
ein  kurzer  Rückblick  hilfreich.
lm Jähr 20151eg®e der Deutsdie
Bundestag  im  Strafgesetzbuch
fest,  dass  derjenige, der  „in  der
Absicht,dieSelbsttötungeinesan-
deren zu fördem, die§em hierzu
gcschäftsmäßig  die  Gelegenheit
gewährt, versdiaffi oder vermit-
tdt"eineStrafiatbegeht.Hiemadi
alsokonntmAnghörigemhest£-
hendm Personm strafiri Bühil-
fe zum Suizid ltistm, Ärzte und
Stebe-hilft`mtihigupgm j€dod]
nidt. Aü§ Sid¢ dff Bevölkenmg
-daszeigenmdmeUhftqgm-
ist aber im gegebenen Fall vor al-
lem ärztliche Beihflfe zum Suizid

gewümdit. Diese Einsdhränkung
de§   Selb§tbestimmungsrechtes
erklärte das Bundesverfissungs-
gericht im vergangenen Jähr fiir
grundgesetzwidrig.   Die   stark
wrkürzte Begründung: Zu dem
Recht  auf ein  selbstbestimmtes
LebengehörtauchdasRechtzum
§dbstbestimmten Sterben,  Hier-
filr bestehe auch  das  Recht,  die
freiwillige  Hffe  Dritter  in  An-
spruch zu nehmen.

Das  Urteil  ist  ein  Auftrag
an   den   Deutschen   Bundes-
tag,  die  Rahmenbedingungen
für  geschäftsmäßige  Sterbehil-
fe in Deutschland zu definieren.
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Ebenso  ist  die  deutsche  Ärzte-
schaft geffagt, sich zu überlegen,
hwiefemsiejhreBerufsordnung
in Folge des Gerichtsurteils an-

passen möchte. Deswegen steht
diese  schwierige  Thematik  im
Mai  auf der Tagesordnung de§
nächsten Deutschen Ärztetages.
Aus  Sicht  der  Ärzteschaft  also

geht es jctzt vordringlich um die
Frage, ob die Berufsordnung es
Äminnen und Ärzte per se er-
lauben soll, Beihilfe zum Suizid
leisten zu dürfen. Anders formu-
liert also, ob die ethische Abwä-

gung dem Einzehen überlassen
werden kann oder ob eine Bei-
hflfe per se uwereinbar mit der
ärzüichen RolLe bzw. dem ärztü-
dbm Sdbsttnerständnis isi

ln  dff eingmgs  emriihnm
Eridärtipgbeldagendie"lqm,
dass das Biindcs`risstmgsge-
ricm wEsendiche Apdbe in sei~
mm Unei] nidt bridksidügt
habe.  So  würde  das  Urteil bei-
spielsweise den absolut€n Schutz
des menschlichen Leb ens, gerade
in einer höchst vulneräblen Pha-
se. in Frage §tellen und verken-
nen,  das§  ein  Suizidwunsch  in
den dlermeisten Fällen vorüber-

güendmdalsHilfenifzuverste-
hen sei. Würde der Suizidwunsch
einesMensdienalsAusdruckvon
Selbstbestimmung  gewertet,  so
bestünde die Gefür, dass Men-
§chen auch in jenen Fällen Hilfe
zum Sterben erfiihren, in denen
Hilfe zum Leben geftagt ist.

WeiterhinbefilrchtendieKol-
legen, dass die Möglid]keit eines
ärztlich assistierten Suizides das
Arzt-Patienten-Verhältni§   ge-

nerell unterminiert. Zum einen
würden  Ärzte  unweigerlich  in
die Situation kommen, Leben als
nicht mdhr ld>enswert zu erach-
ten. Denn dies sei eine Grund~
voraussetzung  daffir,  dass  ein
Arzt überhaup[ Beihilfe zum Su-
izid leisten könne. Zum andercn
könnten  Patienten  nicht  mehr
darauf vertrauen, dass ihre Ärzte
stets Jiöchsten Respelst vor dem
Leben - aud in seiner gebrechli-
chen Form" hätten.

Femer  warnen  die  Kollegen
davor, dass sich die Haltung zum
Leben `ind zum Sterben dei Ärz.
tiimen und Ärzte durch die Mög-
lichkeit. Beihilfe zum Suizid leis-
ten zu dürfen, prinzipiell ändern
wird.Siderüdnjchtzufilligwird
in diesem Kontcxt auch der Be-
griff Euthanasie erwähnt. In der
Tat fällt es nicht schwer, prakti-
sche  Fälle  zu  konstruieren,  die
es  schwer verständlich  machen,
warum  die  Beihilfe  zum  Suizid
straffi-ei sein sollte, Töien auf ver-
langen jedoch nidit. Warum bei-
§plelsweise soute ein Arzt einem
an  amyotropher  Lateralsklerose
erkrankten  Patienten eine tödli-
che Dosis Phenobarbital zu Ver-
ffigung stellen dürfen, es diesem
aber untersagt sein, das Medika-
ment al¢iv zu verabreichen, wenn
derselbe Patient - vieueicht sogar
aiifi8nmd cinfi gesedid voige-
schenenl^hrtEzeit-csitpsei-
ner pf`qgneüemen MLiskdschwä~
d`e nidbt ind]r semst i¢iziem
kann? Ebenso eBd]" es nidt
äbwegig, dass, mchdm die Tür

zum  ärztlich  assistierten  Suizid
aufgestoßen wurde, jemand auf
die ldee kommt, in seiner Pati-
ent€nverffigung Konstdlationen
zü definieren, in denen er eine
altive Beendigung stines Ld}ens
wünsdt. Das beftrittie Szena-
rio also: Einc Tötung auf Vcrlan-
gen  gemäß dem mutmaßlichen
Wmsch eine§ Patienten.

Verständlicherweise    aber
dennoch erwähnenswert wird in
dem Papier m keiner Stelle mit
dem chrisdichen Glauben argu-
mentiert.  Die  Haltung  der  ka-
tholischen Kirche ist klar..  Ein
Suizid  ist  eine  Zurückweisung
der absoluten Souveränität Got-
tes über Leben und Tod. Deswe-

genistauchdieBeihilfezumSui-
zidfiirstrenggläubigeMensden
nicht vertretbar.  Da wir jedoch
in einem säkularen Staat leben -
dieses Argument hat ja auch das
Bund€sverfassungsgericht nicht
beeindruckt - kann es nicht als
Grund dienen, warum die ver-
fasste Ärztesdiaft von einer Ab-
änderung  der  Bcrufsordnung
absehen  sollte.  Selbstverständ-
lich aber kann der Glaube fiir die
individuelle  ärztliche  Entschei-
dung von fimdamentaler Bedeu-
tung sein.

Dr, med. Kevin Schulte
2.Vihepräsident
des BDl

Arbeitskreis„Intemistinnen im
BDl" gestartet

Mlt seinem neuen Arbeltskreis will
der BDl  lntemlstinnen ejne Platt-
form bieten, über die sle Themen
nach außen tragen, aber ebenso
netzwerken können. Wie groß der
Bedarf lst, zelgte die erste Sltzung.
Mlt elnem Thema, das  Ärztlnnen
als Arbeitnehmer und Arbeitgeber
betrifft:  Arbeiten  in  der Schwan-

gerschaft.

Am 27. Januar hat die mit Span-
nung erwartete erste Sitzung der
„Internistinnen  im  BDI"  statt-
gefunden.  Die zahLreichen Teil-
nehmerinnen  ließen  erkennen,
dassdieGründungeinessolchen
Arbeitskreises  längst  überffllig
war. Doch cs bedurftc crst einer
Präsident"in", um dies zu errei-
chen.


